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Clara Volkert/Karl Marxen – Prostitution als Verletzung der Menschenwürde

Clara Volkert und Karl Marxen*

Prostitution als Verletzung der Menschenwürde

Möglichkeiten staatlicher Reaktion

Das Bekenntnis des Staates zur Menschenwürde leitet 
nicht nur mit Art. 1 I das Grundgesetz, sondern auch 
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948 
ein. Damit wird deutlich, dass die Menschenwürde das 
Fundament der Menschenrechte bildet, indem in ihr die 
Achtung der gleichen Würde jedes Menschen einen ins-
titutionellen Rückhalt !ndet.1 Als „vernün"iger Grund 
der Rechtsordnung im Ganzen“2 wird sie auch nicht nur 
den Staatsangehörigen zugebilligt, sondern die Men-
schenwürde und damit die allgemeinen Menschenrech-
te können von Menschen jeglicher Nationalität geltend 
gemacht werden. 

So viel Einigkeit über die Bedeutung der Menschenwür-
de abstrakt besteht, so viele Schwierigkeiten stellen sich 
bei der Konkretisierung. Nicht zuletzt beschä"igen sich 
Philosophie, #eologie und Soziologie seit 2500 Jahren 
mit diesem Problem,3 eine entsprechend di$erenzierte 
Betrachtung erfordert daher die Frage, ob Prostitution 
gegen die Menschenwürde verstößt. Dieses Ergebnis bil-
det dann wiederum die rechtsethische Prämisse für die 
Entscheidung über den staatlichen Umgang mit Prosti-
tution.4

I. Der Begriff der Menschenwürde

Das BVerfG stützt den Begri$ der Menschenwürde auf 
die auf Kant zurückgehende Objektformel, nach der der 
konkrete Mensch nicht zum Objekt, zu einem bloßen 
Mittel, zur vertretbaren Größe herabgewürdigt werden 
darf.5 Zwar wurde daran kritisiert, die Menschenwürde 
könne gar nicht de!nitorisch erfasst werden, ohne sie zu 
trivialisieren.6 Mit der Betonung der Subjektqualität des 

 * Clara Volkert promoviert an der Bucerius Law School Hamburg, 
Karl Marxen studiert an der Stellenbosch University in Südafrika. 
1 Heiner Bielefeldt, Menschenwürde. Der Grund der Menschenrech-
te, Studie des deutschen Instituts für Menschenrechte, 2008, S. 5; Jo-
hannes Reiter, Menschenwürde als Maßstab, in: Dieter Birnbacher 
(Hg.), Reader Menschenrechte, S. 3, http://www.fachverband-ethik.de/
index.php?id=110 (20.12.2011).
2 Heiner Bielefeldt, Menschenwürde. Der Grund der Menschenrech-
te, 2008, S. 5.
3 Bodo Pieroth/Bernhard Schlink, Grundrechte. Staatsrecht II, 
27. Au%. 2011, § 7 Rn. 368.
4 Joachim Renzikowski, Reglementierung von Prostitution: Ziele und 
Probleme – eine kritische Betrachtung des ProstG (Gutachten für das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend), Januar 
2007, S. 15, http://www.bmfs&.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung4/Pdf-
Anlagen/prostitutionsgesetz-gutachten-1,property=pdf,bereich=bmfs
&,sprache=de,rwb=true.pdf (20.12.2011).
5 BVerfG vom 03.03.2004, BVerfGE 109, 279 (311).
6 Josef Isensee, Menschenwürde: die säkulare Gesellscha" auf der Su-
che nach dem Absoluten, AöR 2006, S. 173 (214).

Menschen gibt sie jedoch einen Maßstab vor, der unter 
geistes- und kulturwissenscha"lichen sowie normativen 
Ein%üssen konkretisiert werden kann.7

1. Subjektive oder objektive Bestimmung der 
Menschenwürde?
Dabei stellt sich zunächst die Frage, ob der Gehalt der 
Menschenwürde subjektiv oder objektiv zu bestimmen 
ist.

a) Menschenwürde als objektiver Wert
Strikt objektiv begri$en wurde die Menschenwürde im 
ersten Peep-Show-Urteil des BVerwG.8 Dieses behan-
delte ein Gewerbe, bei dem um eine Bühne, auf der eine 
Frau ihren „unbekleideten Körper zeigt(e)“, Kabinen an-
geordnet waren, in denen sich nach dem Einwurf einer 
Geldmünze für eine gewisse Zeit eine Blende ö$nete 
und den Blick auf die Frau freigab. Das Gericht sah die 
Menschenwürde der Frauen verletzt. Daran ändere auch 
nichts, dass die Frauen in das Geschehen eingewilligt 
hätten, denn die Würde des Menschen sei „ein objekti-
ver, unverfügbarer Wert […], auf dessen Beachtung der 
einzelne nicht wirksam verzichten kann“. Diesem Ver-
ständnis haben sich sowohl die Rechtsprechung als auch 
Stimmen in der Literatur angeschlossen.9

Dafür streiten die Systematik des Grundgesetzes und sei-
ne Historie: Die exponierte Stellung der Menschenwürde 
in Art. 1 GG und die sog. Ewigkeitsklausel des Art. 79 III 
GG verdeutlichen die herausgehobene Stellung der Men-
schenwürde, deren Wertigkeit, so könnte argumentiert 
werden, der Staat nur dann gerecht werden kann, wenn 
er sich an einem einheitlichen Standard orientiert.

b) Subjektive Bestimmung der Menschenwürde
Für seine Entscheidung ist das BVerwG aber auch scharf 
kritisiert worden.10 Ihm wurde ein „totalitärer Werteab-

7 Matthias Herdegen, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 1 Rn. 37, Stand Mai 
2011.
8 BVerwG vom 15.12.1981, NJW 1982, 664.
9 VG Neustadt vom 21.05.1992, NVwZ 1993, 98 (99) zum „Zwer-
genweitwurf“; Ulrike Hinrichs, „Big Brother“ und die Menschenwür-
de, NJW 2000, 2173 (2175) zu „Big-Brother“; BVerwG vom 24.10.2001, 
NVwZ 2002, 598 (603) zum „Laser-Drome“.
10 Christian Starck, in: Von Mangoldt/Klein/Starck, GG, 6. Au%. 2010, 
Art. 1 Rn. 114; Matthias Herdegen, in: Maunz-Dürig, GG, Art. 1 Rn. 79, 
Stand Mai 2011; Horst Dreier, in: ders., GG Band 1, 2. Au%. 2004, Art. 1 
Rn. 22; Bodo Pieroth/Bernhard Schlink, Grundrechte, 27. Au%. 2011, 
§ 7 Rn. 371 b; Stefan Huster, Individuelle Menschenwürde oder ö$ent-
liche Ordnung?, NJW 2000, 3477 (3478); Henning v. Olshausen, Men-
schenwürde im Grundgesetz: Wertabsolutismus oder Selbstbestim-
mung?, NJW 1982, 2221 (2224).
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solutismus“ vorgeworfen,11 da es dem/der Einzelnen ver-
wehre, den Gehalt der Würde individuell zu bestimmen. 
Die Menschenwürde sei aber die Grundnorm personaler 
Autonomie,12 so dass gerade die von der Menschenwürde 
geschützte Selbstbestimmung zu einem subjektiven Be-
gri$ führen müsse13. So argumentierte auch das BVerfG, 
Art. 1 GG schütze die Würde des Menschen so, wie er 
sich in seiner Individualität selbst begreife und seiner 
selbst bewusst werde.14 Vielleicht auch unter dem Ein-
druck dieser Kritik stellte das BVerwG in seinem zweiten 
Peep-Show-Urteil lediglich auf die Sittenwidrigkeit im 
gewerberechtlichen Genehmigungstatbestand ab, nicht 
jedoch auf die Menschenwürde.15

Betont man also die persönliche Selbstbestimmung, 
wäre es einzelnen Prostituierten möglich, durch eine 
persönliche De!nition ihrer Menschenwürde ihre Ar-
beit aus dem Würdebegri$ auszuklammern. Dann han-
delte es sich letztlich tatsächlich um einen „Beruf wie je-
den anderen“, wie dies von den „Hurenverbänden“16 und 
in der Diskussion um das Prostitutionsgesetz (ProstG) 
auch von der (ehemaligen) PDS17 vertreten wurde. Dieser 
Ansatz kann auch als Empowerment verstanden werden, 
der ein gestärktes Selbstwertgefühl und ein positiveres 
Selbstverständnis ermöglichen soll. Die Grünen etwa se-
hen in der rechtlichen Gleichstellung von Prostituierten 
einen frauenpolitischen Erfolg.18

aa) Prostitution: ein „Beruf wie jeder andere“?
Auch mit dem Erlass des ProstG ging jedoch keine recht-
liche Gleichstellung mit anderen Berufen einher. So ist 
schon ungeklärt, ob das gesetzgeberische Ziel, die Sitten-
widrigkeit der Prostitution i. S. v. § 138 I BGB zu besei-
tigen, tatsächlich geglückt ist.19 Darüber hinaus scheint 
Einigkeit darüber zu bestehen, dass die Prostitution im 
sozialrechtlichen Kontext eine „unzumutbare Tätigkeit“ 
darstellt,20 so dass Leistungen an Arbeitslose nicht ge-
kürzt werden können, wenn die Bezieher/innen es ableh-
nen, als Prostituierte ihr Einkommen zu erwirtscha"en. 
Auch führt die Bundesagentur für Arbeit aus „grund-

11 Henning v. Olshausen, NJW 1982, 2221 (2224).
12 Horst Dreier, in: ders., GG, Band 2, 2. Au%. 2004, Art. 1 Rn. 22.
13 Christoph Gusy, Sittenwidrigkeit im Gewerberecht, DVBl. 1982, 
984 (986).
14 BVerfG vom 11.10.1978, BVerfGE 49, 286 (289).
15 BVerwG vom 30.01.1990, BVerwGE 84, 314 (317).
16 Vgl. etwa http://www.hydra-berlin.de/ueber_uns/ziele_von_hydra 
(22.12.2011).
17 Gesetzesentwurf der PDS, BT-Drucks. 14/4456, S. 8.
18 Vgl. http://www.gruene-partei.de/cms/themen_mitgliederzeitschri"/ 
dok/0/822.die_gruene_handschri"_in_der_frauenpoli.htm (20.12.2011).
19 Die Sittenwidrigkeit ablehnend BGH vom 08.11.2007, NJW 2008, 
140 (140) (zu Telefonsexdienstleistungen); Elke Gurlit, Das Verwal-
tungsrecht im Lichte des Prostitutionsgesetzes, VerwArch 2006, 409, 
(412); a. A.: Helmut Heinrichs, in: Palandt, BGB, 68. Au%. 2009, Anh. 
zu § 138 Rn. 2. 
20 Stephan Rixen, „Hartz IV“: Ist jede Arbeit zumutbar?, SGb 2005, 
509 (514); Martin Estelmann, in: Eichert/Schlegel, SGB III, § 121 
Rn. 139, Stand September 2011.

sätzlichen Erwägungen“ keine Arbeitsvermittlung in die 
Prostitution durch.21

Rechtlich ist die Prostitution daher kein „Beruf wie jeder 
andere“.22 Die argumentative Abgrenzung, etwa aus der 
Zumutbarkeit, ist allerdings mit großen Schwierigkeiten 
beha"et. Schließlich ist nicht von der Hand zu weisen, 
dass der Großteil der Bevölkerung etwa die Arbeit als 
Reinigungskra" oder bei der Müllentsorgung für sich 
ausschließen würde. Dennoch wird in Bezug auf diese 
Berufe zur Zeit keine Diskussion zur Vereinbarkeit mit 
der Menschenwürde geführt.

Das unterscheidende Merkmal liegt jedoch in der Betrof-
fenheit der persönlichen Sphäre. Die Sexualität, die bei 
der Prostitution zur Ware wird, wird schließlich nach 
der Sphärentheorie dem innersten, dem höchstpersön-
lichen Bereich und damit dem Kern der Identität zuge-
ordnet.23 Damit kommt der Versachlichung in der Pros-
titution eine andere Qualität zu als in anderen Berufen: 
Zwar wird bei jeglicher Lohnarbeit der Arbeit einer Per-
son ein Geldwert zugemessen und damit eine Objektivie-
rung vorgenommen, in keinem anderen Beruf geschieht 
das jedoch in Bezug auf Elemente, die in vergleichbarer 
Weise den Kern der Person betre$en.

bb) Anforderungen an die subjektive Bestimmung 
der Menschenwürde
Dennoch drängt sich die Frage auf, ob nicht der/die Ein-
zelne die Grenzen der Privatsphäre individuell anders 
ziehen kann, als das BVerfG angenommen hat, und da-
mit gleichsam die Reichweite ihrer Menschenwürde ab-
weichend von Obigem de!nieren kann. Maßgebend ist 
dabei, welche Anforderungen an eine solche Entschei-
dung gestellt werden. Einigkeit besteht darüber, dass 
die Zustimmung weder unter materiellem noch physi-
schem oder psychischem Druck zu Stande gekommen 
sein darf.24 Ob die Entscheidung für Prostitution diesen 
Anforderungen genügen kann, erscheint jedoch zumin-
dest zweifelha".

Instruktiv ist dazu insbesondere die Kategorisierung der 
Prostitution durch das Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) in Zwangspros-
titution, Bescha$ungsprostitution und freiwillige Prosti-
tution.25 Anhand derer wird deutlich, dass die Menschen-
würde der Zwangsprostituierten und der Betro$enen 
der Bescha$ungsprostitution in jedem Fall verletzt wird, 
denn in beiden Fällen handeln die Prostituierten gerade 

21 BT-Drucks. 15/1474, S. 44.
22 Ausdrücklich: BT-Drucks. 16/4146, S. 4.
23 BVerfG vom 03.03.2004, BVerfGE 109, 279 (313).
24 Kristina Bautze, Die Menschenwürde als Ware. Grenzen des 
selbstbestimmten Umgangs mit Art. 1 I GG, Jura 2011, 647 (649).
25 Vgl. Cornelia Hel!erich, Auszug aus der Untersuchung „Auswir-
kungen des Prostitutionsgesetzes“, Abschlussbericht 2005, S. 18, http://
www.bmfs&.de/doku/prostitutionsgesetz/pdf/02.pdf (20.12.2011).
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nicht frei von Druck. Eine wirksame Einwilligung kann 
ferner dann nicht erfolgen, wenn sie unter dem Ein%uss 
einer materiellen Zwangslage erfolgt. Dabei führt ins-
besondere die Gegenleistung, die die Prostituierten für 
ihre Dienste erhalten, zu keiner anderen Einschätzung, 
denn so würde die Menschenwürde auf eine Weise kom-
merzialisiert, die mit ihrem Stellenwert nicht zu verein-
baren ist.26 Unerheblich ist in diesem Zusammenhang, 
dass auch die Ausübung anderer Berufe !nanziell mo-
tiviert ist, denn bei den meisten anderen Berufen muss 
nicht einer etwaigen Menschenwürdeverletzung durch 
besondere Anforderungen an die Entscheidung begeg-
net werden.

Spricht man über die Freiheit von Druck, müssen auch 
die gesellscha"lichen Rahmenverhältnisse in den Blick 
genommen werden. Anhand derer lässt sich nachvoll-
ziehen, warum der größte Teil der Anbieter/innen pro-
stitutiver Dienstleistungen Frauen sind (die Zahl männ-
licher Prostituierter steigt zwar, ist aber insgesamt sehr 
gering27): Noch immer ist die ökonomische Macht in der 
Gesellscha" klar zu Lasten der Frauen verteilt. Nicht nur 
sind 70 % der Geringbeschä"igten und 85 % der Teilzeit-
beschä"igten weiblich, Frauen verdienen durchschnitt-
lich auch nur 76 % dessen, was Männer verdienen.28 Da-
rüber hinaus ist es leider eine gesellscha"liche Realität, 
dass bei einem Auseinanderbrechen von Familien die 
Frauen diejenigen sind, die weiterhin für die Betreuung 
der Kinder Verantwortung zeigen, während der Mann 
in der Regel die Familie verlässt und viel zu häu!g nicht 
einmal der Unterhaltspf licht nachkommt. Dass sich 
Frauen prostituieren, kann daher nicht unabhängig von 
der patriarchalen und kapitalistischen Prägung unserer 
Gesellscha" gesehen werden.

Gesellscha"liche Benachteiligung als Hintergrund von 
Prostitution erscheint auch im Zusammenhang damit 
plausibel, dass in Deutschland etwa die Häl"e der Pros-
tituierten Migrant/innen sind,29 die vom deutschen Aus-
länderrecht häu!g in eine von wirtscha"licher Not und 
einem Mangel an alternativen Erwerbsquellen geprägte 
Lage versetzt werden.30 Ebenfalls aufschlussreich in Be-
zug auf die „Freiwilligkeit“ sind Untersuchungen, nach 
denen Prostituierte deutlich überdurchschnittlich durch 
Gewalt in der Kindheit, sexualisierte Gewalt (70–90 % al-
ler Frauen in der Prostitution31) und Gewalt in Beziehun-

26 Kristina Bautze, Jura 2011, 647 (649).
27 Anja Müller, Das Prostitutionsgesetz. Analyse von Intention und 
Auswirkungen, Jenaer Schri"en zur Sozialwissenscha", Band 2, 2008, 
S. 8.
28 Zit. nach Anja Müller, Das Prostitutionsgesetz, 2008, S. 9.
29 Vgl. Cornelia Hel!erich, S. 18, http://www.bmfs&.de/doku/prosti 
tu tionsgesetz/pdf/02.pdf (22.12.2011).
30 Kritisch zum Migrant/innenbild Faika Anna El-Nagashi, http://
www.no-racism.net/article/2077 (22.12.2011).
31 Cornelia Filter, Das deutsche Prostitutionsgesetz: Auswirkungen 
und Bewertung, S. 3, http://www.ibrary.fes.de/pdf-!les/bueros/seoul/ 
05143.pdf (22.12.2011).

gen belastet sind.32 Die Frage, ob sich die Entscheidung 
für die Prostitution dann nicht als eine Folge dieser Ge-
walterfahrungen darstellt, sei zumindest aufgeworfen.

Auch die paradigmatisch vorgebrachte Aussage, die Pro-
stitution sei „das älteste Gewerbe der Welt“ und deswe-
gen harmlos, kann an dieser Stelle widerlegt werden. 
Zwar waren diejenigen (wenigen) Prostituierten, die ihre 
Tätigkeit als Unterhaltungskünstlerinnnen auf Festen in 
den Häusern wohlhabender Bürger/innen ausübten, ge-
sellscha"lich hochangesehen, der größte Teil der Pros-
titution fand jedoch in der Bordellprostitution durch 
Sklavinnen, ehemaligen Sklavinnen oder durch im Krieg 
Verschleppte statt.33 Schon vor 2000 Jahren war die Pro-
stitution also ein Spiegelbild der gesellscha"lichen Ver-
hältnisse, vor allem der Machtverteilung. 

c) Zwischenergebnis
Damit bestehen große Zweifel daran, ob die subjektive 
Entscheidung der „freiwilligen Prostituierten“ tatsäch-
lich Anforderungen an die Einwilligung gerecht werden 
kann, die mit Blick auf die Bedeutung der Menschen-
würde kaum zu niedrig angesetzt werden können.

Dennoch soll nicht geleugnet werden, dass das prostituti-
ve Milieu in seiner Vielschichtigkeit mit pauschalen Ur-
teilen über die Motivation und die Lage der dort Tätigen 
nicht umfassend abgebildet werden kann. Ausgeschlos-
sen werden kann nicht, dass jedenfalls eine Minderheit 
von Prostituierten tatsächlich ihrer Arbeit mündig und 
selbstbestimmt nachgeht und diese als schlichte Er-
werbstätigkeit begrei", die im Einzelfall zu einem Zu-
wachs an Autonomie, Selbstwertgefühl und Ressourcen 
führen mag. Zumindest in Bezug auf diese Gruppe der 
Prostituierten läge dann keine Verletzung ihrer Men-
schenwürde vor, so dass ein staatliches Einschreiten zu-
nächst nicht gefordert wäre. 

2. Gesellschaftliche Auswirkungen der 
Prostitution
Selbst wenn aber ein subjektivierbarer Menschenwürde-
begri$ vertreten wird, mit dem die Prostituierten eine 
entsprechende Einwilligung erteilen könnten, ist klä-
rungsbedür"ig, ob dieser freien Entfaltung nicht Gren-
zen gesetzt sind.

a) „Sozialschädlichkeit“ als Grenze der 
Selbstbestimmung
So wird vertreten, dass die De!nitionshoheit der Ein-
zelnen über ihre Würde bei der sog. „Sozialschädlich-
keit“ ende,34 d. h. bei negativen gesamtgesellscha"lichen 
Auswirkungen. Dieser Ansatz ist nicht unproblematisch, 

32 BT-Drucks. 16/4146, S. 6.
33 Vgl. Pierre Dufour, Geschichte der Prostitution, 5.  Au%. 1995, 
Band 6, S. 64. 
34 Stefan Huster, NJW 2000, 3477 (3478).
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weil soeben die subjektiv bestimmbare Menschenwür-
de jedenfalls nicht abgelehnt werden konnte. Wird die 
Selbstbestimmung gerade als Kern der Menschenwürde 
verstanden, könnte auch die Möglichkeit einer vollkom-
men autonomen De!nition gefordert werden. Andern-
falls würde die Selbstbestimmung geradezu konterka-
riert, indem der Anspruch auf Achtung der Würde in 
eine P%icht zu würdigem Verhalten – zum „richtigen“ 
Mensch-sein35 – umgedeutet werde.36

Nicht ausreichend berücksichtigt würden damit aber die 
zwei unterschiedlichen Ebenen der Menschenwürde: 
Diese nimmt nicht nur den/die Einzelne/n in den Blick, 
sondern sie beinhaltet als Strukturnorm der Gesellscha" 
auch ein Element des sozialen Umgangs und der ö$ent-
lichen Kultur.37 Sie bildet die Grundlage des gesellscha"-
lichen Konsenses darüber, wie Menschen miteinander 
umgehen. Angri$e auf diese Norm lassen die sichere 
Basis des respektvollen gesellscha"lichen Miteinanders 
erodieren, was letztlich in einer Schutzlosigkeit des Indi-
viduums resultiert.38 Deswegen muss die Gesellscha" als 
solche sich davor schützen, Ein%üssen ausgesetzt zu wer-
den, die die Grundregeln eines freien, gleichberechtigten 
Zusammenlebens zu beschädigen drohen.

Aus dem gleichen Grund etwa ist der „Zwergenweit-
wurf“, bei dem Kleinwüchsige möglichst weit gewor-
fen werden sollen, selbst dann nicht akzeptabel, wenn 
die Betro$enen in das Geschehen eingewilligt haben.39 
Dabei ist keineswegs entscheidend, die Teilnehmer/in-
nen vor sich selbst zu schützen, ihre Entscheidung kann 
vielmehr (unter den oben geschilderten Vorbehalten) als 
Ausübung ihrer freien Selbstbestimmung verstanden 
werden. Unabhängig davon tangiert die Veranstaltung 
aber die Gesellscha" insgesamt. Die grundlegende Ma-
xime ist also nicht etwa ein paternalistischer Werteabso-
lutismus, der die Selbstbestimmung missachtet, sondern 
entscheidend ist die gesamtgesellscha"liche Relevanz 
der Menschenwürde. Ähnlich wurde auch in den Fällen 
der Lasertag-Spiele argumentiert.40 

b) „Sozialschädlichkeit“ der Prostitution
Die legale, allgegenwärtig verfügbare Prostitution führt 
zu einer Beschädigung des respektvollen gesellscha"li-

35 Michael Köhne, Abstrakte Menschenwürde?, GewArch 1994, 285 
(287).
36 Vgl. Tatjana Geddert-Steinacher, Menschenwürde als Verfas-
sungsbegri$, 1990, S. 92.
37 Udo di Fabio, Der Schutz der Menschenwürde durch allgemeine 
Programmgrundsätze, 1999, S, 47; Walter Schmitt-Glaeser, Big Brother 
is watching you – Menschenwürde bei RTL 2, ZRP 2000, 395 (400); 
Martin Redeker, Peep-Show und Menschenwürde, BayVBl. 1985, 73 
(78); VG Neustadt, NvwZ 1993, 98 (99).
38 Martin Redeker, BayVBl. 1985, 73 (78).
39 VG Neustadt vom 21.05.1992, NvwZ 1993, 98 f; Stefan Huster, 
NJW 2000, 3477 (3478); a. A.: Bodo Pieroth/Bernhard Schlink, Grund-
rechte, 27. Au%. 2011, § 7 Rn. 371 b.
40 BVerwG vom 24.10.2001, NVwZ 2002, 598 (603).

chen Umgangs. Hier wird ein Menschen- und insbeson-
dere Frauenbild zementiert, nach dem akzeptiert wird, 
dass ein Mann eine Frau versachlicht und über seeli-
sches und körperliches Leid, mit dem die Prostitution in 
vielen Fällen verbunden ist, hinweggeht.

Das ist vor allem vor dem Hintergrund bedenklich, dass 
Prostitution in Deutschland sich nicht nur am Rande der 
Gesellscha" abspielt. Die Anzahl der Prostituierten in 
Deutschland wird auf 400.000 geschätzt, von denen jede 
am Tag 3–5 „Dienstleistungen“ erbringt.41 Das bedeutet, 
dass jeden Tag in Deutschland 1,2 bis 2 Millionen Män-
ner eine Prostituierte aufsuchen, und es wird davon aus-
gegangen, dass zwei Drittel aller Männer im Laufe ihres 
Lebens sexuelle Dienstleistungen in Anspruch nehmen.42 
So wird deutlich, dass es sich bei Prostitution um ein All-
tagsphänomen handelt. Dabei besteht die Gefahr, dass 
sich die Auswirkungen nicht nur auf den Umgang des 
Mannes mit der jeweiligen Prostituierten beschränken, 
denn wenn 1,2 bis 2 Millionen Männer jeden Tag ei-
nen Kernbereich der Persönlichkeit eines Menschen als 
verfügbare Ware begreifen, ist die Gefahr nicht von der 
Hand zu weisen, dass sie auf die gleiche Weise ihre Ar-
beitnehmerin, ihre Studentin oder Schülerin oder eine 
Frau auf der Straße betrachten. Genauso wie die ubiqui-
täre Konfrontation mit frauenverachtender Pornogra-
phie und Werbung wird auch durch den massenha"en 

„Konsum“ von Prostitution die gesellscha"liche Wahr-
nehmung von Frauen geprägt. Durch das so vermittelte 
Bild werden Verhältnisse verfestigt, in denen Frauen auf 
ihren Körper reduziert werden und in denen der Kör-
per darüber hinaus als Ware – und damit nicht als Teil 
der Intimsphäre, sondern als „verfügbar“ – verstanden 
wird. Das missachtet nicht nur die Frau als Person, son-
dern sorgt auch dafür, dass die ökonomische und soziale 
Machtverteilung zu Lasten der Frau bestehen bleibt.

II. Reaktionsmöglichkeiten des Staates

Damit ist dem Staat die Möglichkeit erö$net, Prostituti-
on zu regulieren. Dazu sind Regelungen in vielen Berei-
chen denkbar: Art. 297 I EGStGB erlaubt der Verwaltung, 
Sperrbezirksverordnungen zu erlassen,43 es bestehen die 
entsprechenden Eingri$sbefugnisse der Gewerbeordnung 
(insbes. die Untersagung nach § 35 GewO) und auch mit 
dem Bauordnungs- und Bauplanungsrecht kann der Pro-
stitution begegnet werden. Neben der verwaltungsrecht-
lichen Ebene kann auch als ultima ratio das Strafrecht 
herangezogen werden. Der Staat ist bei Menschenwürde-

41 BT-Drucks. 11/7140, S. 5 (Gesetzesentwurf der Grünen); Richard 
Reichel/Karin Topper, Prostitution: Der verkannte Wirtscha"sfaktor, 
Au'lärung und Kritik 2003, 3 (11); Silke Laskowski, Die Ausübung der 
Prostitution, 1997, S. 168; Elke Gurtlit, Das Verwaltungsrecht im Lich-
te des Prostitutionsgesetzes, VerwArch 2006, 409 (411).
42 BT-Drucks. 11/7140, S. 5.
43 Zur etwaigen Rechtswidrigkeit vgl. Elke Gurlit, VerwArch 2006, 
409 (417).
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Clara Volkert/Karl Marxen – Prostitution als Verletzung der Menschenwürde

verletzungen zwar zum Einschreiten verp%ichtet, Art. 1 I 
2 GG, bei der Wahl der Mittel ist ihm jedoch eine weite 
Einschätzungsprärogative eingeräumt.44

1. Die deutschen Regelungen im (europäischen) 
Vergleich
Schon die europäischen Staaten haben von diesen Mög-
lichkeiten jedoch nicht einheitlich Gebrauch gemacht. 
Während etwa in den Niederlanden auf die Regulierung 
von freiwilliger Prostitution verzichtet wird, werden in 
Schweden seit 1998 Freier und Zuhälter/innen straf-
rechtlich verfolgt.

Die deutsche Regelung be!ndet sich in der Mitte dieses 
Spektrums. Nach dem ProstG können Prostituierte die 
Bezahlung von ihren Freiern einklagen und sich sozial-
versicherungsp%ichtig absichern lassen, andererseits aber 
können die Freier die Leistung nicht einklagen und den 
Arbeitgeber/innen ist das Weisungsrecht verwehrt.45 Je-
doch darf nicht übersehen werden, dass das ProstG nur 
für die „freiwillige Prostitution“ gelten soll.46 Ohne dass 
die Maßstäbe dafür eindeutig wären (vgl. oben), kann 
doch konstatiert werden, dass der Großteil der Prostitu-
ierten schon gar nicht dem Regelungsbereich unterfällt.47

Strafrechtlich verfolgt werden können in Deutschland 
die „Freier“ wegen (sexueller) Nötigung, Körperverlet-
zung oder Freiheitsberaubung, während sich speziel-
le Tatbestände wie § 232 StGB (Menschenhandel zum 
Zweck der sexuellen Ausbeutung) primär gegen Zuhäl-
ter/innen richten.48 Abgesehen von der als widersprüch-
lich bezeichneten Regelung in § 232 I 2 StGB zum Schutz 
von unter 21-jährigen49 ist die „freiwillige“ Prostitution 
gar nicht strafrechtlich sanktioniert.

2. Chancen und Risiken einer strafrechtlichen 
Sanktionierung
Dagegen werden in den meisten Staaten der USA Kund/
innen, Prostituierte und Zuhälter/innen umfassend und 
undi$erenziert bestra".50 Damit wird das Problem um-
gangen, Grenzen zwischen freiwilliger und nicht-freiwil-
liger Prostitution ziehen zu müssen, was im Hinblick auf 
das Bestimmtheitsgebot des Art. 103 II GG begrüßens-
wert wäre. Allerdings wird ein umfassendes Verbot der 

44 Philip Kunig, in: von Münch/Kunig, GG, 5. Au%. 2000, Art. 1 
Rn. 2.
45 Zu den Regelungen der anderen europäischen Länder: Joachim 
Renzikowski, http://www.bmfs&.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung4/
Pdf-Anlagen/prostitutionsgesetz-gutachten-1,property=pdf,bereich=
bmfs&,sprache=de,rwb=true.pdf, S. 10 (22.12.2011).
46 Vgl. Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht zu den 
Auswirkungen des ProstG, BT-Drucks. 16/4146, S. 4.
47 Anja Müller, Das Prostitutionsgesetz, 2008, S. 8.
48 Stellungnahme des Deutschen Juristinnenbundes, http://www.djb.
de/Kom/K3/St-07-01-Menschenhandel_Prostitution (22.12.2011).
49 "omas Fischer, in: Tröndle/Fischer, StGB, 55. Au%. 2008, § 323 
Rn. 17.
50 http://de.wikipedia.org/wiki/Prostitution (22.12.2011).

prekären Situation von vielen Prostituierten nicht ge-
recht: Die Prostitution wird weiter statt!nden. Auch das 
schwedische Modell hat wohl solch eine Wirkung,51 auch 
wenn die Faktenlage nicht eindeutig zu sein scheint.52 
Die Schauplätze werden sich wahrscheinlich stärker in 
die sprichwörtlichen „dunklen Hinterhöfe“ verlagern, so 
dass sich der konkrete Schutz der einzelnen Prostituier-
ten sogar verschlechtert, weil Übergri$e von einer noch 
kleineren Ö$entlichkeit wahrgenommen werden.53 

Andererseits würde durch die Kriminalisierung der Frei-
er jedenfalls ein Signal gesandt, dass ihr Verhalten ge-
sellscha"lich nicht akzeptiert wird. Zumindest bei Ge-
legenheitsfreiern könnten die Schwellenängste weniger 
leicht überwunden werden. Bestenfalls wird auch eine 
Änderung der ö$entlichen Meinung bewirkt, wie etwa 
in Schweden, wo nach anfänglicher Skepsis 2002 etwa 
80 % der Bevölkerung die Kriminalisierung unterstütz-
ten.54 So könnte eine langfristige Minderung der Nach-
frage erreicht werden.

3. Reformansätze in den vergangenen 
Legislaturperioden
Wiederholt gab es auch von Teilen der Bundestages und 
des Bundesrates Versuche, eine Pönalisierung der Freier 
durch die Einführung eines § 232a StGB (Sexueller Miss-
brauch von Menschenhandelsopfern) zu erreichen.55 Die 
Vorschläge knüp"en allerdings stets an den Menschen-
handel an, der nur Zwangsprostituierte erfasst. Wegen 
der hohen Straferwartung wäre wohl eine restriktive 
Auslegung dieses Merkmals angezeigt gewesen. So ei-
nigte sich die große Koalition 2005 unter dem verhei-
ßungsvollen Begri$ „Familienfreundliche Gesellscha"“ 
lediglich darauf, „[d]ie Strafvorschri"en gegen die sexu-
elle Ausbeutung von Menschenhandelsopfern, nament-
lich durch so genannte Freier, […] gegebenenfalls zu 
novellieren.“56 Die aktuelle Bundesregierung verp%ichte-
te sich eher vage, „die gesetzlichen Rahmenbedingungen 
für Opfer von Menschenhandel […] [zu] verbessern.“57

Wichtiger jedoch ist: Eine Bestrafung (jeder Form) 
von Sexarbeit, auch unter Fokussierung auf sog. „Frei-
er“ stärkt nicht zwingend die Betro$enen, sondern ge-

51 http://www.zeit.de/2006/40/Schwedens-Freier (22.12.2011).
52 Vgl. Janice Raymond, Zehn Jahre Anti-Prostitutions-Gesetz: Wa-
rum Schweden die Nachfrager/Frauen-Käufer bestra", http://www.
hannelore-schroeder.nl/texte/schweden-schaendung-der-menschen 
rechte.html (22.12.2011).
53 Kathrin Schrader, Biopolitischer Rassismus der bürgerlichen Mit-
te im Hamburger Stadtteil St. Georg, http://www.feministisches-insti 
tut.de/biopolitischer-rassismus-der-buergerlichen-mitte-im-hambur 
ger-stadtteil-st-georg-2 (22.12.2011).
54 Zit. nach http://www.justicewomen.com/cj_sweden.html (22.12. 
2011).
55 BT-Drucks. 15/5657 sowie BT-Drucks. 16/1343.
56 Koalitionsvertrag 2005, S. 103, http://www.cdu.de/doc/pdf/05_ 11_ 
11_Koalitionsvertrag.pdf (22.12.2011).
57 Koalitionsvertrag 2009, S. 107, http://www.cdu.de/doc/pdfc/ 
091026- koalitionsvertrag-cducsu-fdp.pdf (22.12.2011).
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Ann Kristin Weber – Fortgeschrittenenklausur im Zivilrecht

fährdet sie unter Umständen sogar.58 Die vermeintlich 
schnelle Lösung über das Strafrecht verdrängt nur die 
Symptome und setzt bei den eigentlichen Ursachen – 
den gesellscha"lichen Verhältnissen – nicht an.

III. Fazit

Dennoch darf die jetzige Situation nicht hingenommen 
werden. Für eine Verbesserung der Lage vieler Prostitu-
ierter sind wirksame Betreuungsangebote und langfris-
tige Informationskampagnen notwendig.

Außerdem muss bei den gesellscha"lichen Verhältnissen 
angesetzt werden. Es muss in den Fokus genommen wer-
den, welche Schlüsse über den Zustand der Gesellscha" 
die Inanspruchnahme von Prostitution zulässt. Dass es 
nicht ausreichend sozial geächtet wird, eine Frau zu ver-
sachlichen, beruht auf gesellscha"lichen Rollenbildern 
und den damit einhergehenden Machtverhältnissen. 

58 http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,515779,00.html 
(22.12.2011).

Die Gesellscha", die sich an eine solche Behandlung von 
Frauen in unterschiedlichen Alltagsbereichen gewöhnt 
hat, gewöhnt sich genauso daran, dass die Gleichberech-
tigung von Frau und Mann zwar grundgesetzlich fest-
geschrieben ist, die tatsächlichen Verhältnisse dem aber 
noch immer nicht entsprechen. Niemand darf aber da-
mit zufrieden sein, sich mit Menschenwürdeverletzun-
gen zu arrangieren. Denn sonst verliert die Menschen-
würde faktisch ihren eingangs aufgezeigten Stellenwert. 

Ändern müssen sich daher die tief liegenden Vorstellun-
gen von Rollenbildern. So ist es laut ehemaliger Bundesre-
gierung „Aufgabe aller gesellscha"lichen Krä"e, auch die 
problematischen Auswirkungen der Kommerzialisierung 
von Sexualität auf die in der Gesellscha" präsenten Bil-
der von Geschlechterrollen […] in den Blick zu nehmen 
und Jungen und Männer im Rahmen einer wertebezoge-
nen Diskussion für ihre diesbezügliche Verantwortung 
zu sensibilisieren.“59 Worte, denen Taten folgen müssen – 
nicht nur der Politik, sondern jedes und jeder Einzelnen. 

59 BT-Drucks. 16/4146, S. 6.

Ann Kristin Weber*

Fortgeschrittenenklausur im Zivilrecht: Bereicherungsrecht

 * Stud. iur. an der Universität Hamburg. Der Beitrag beruht auf ei-
ner Klausur, die im Sommersemester 2011 zur Vorlesung Schuldrecht 
BT III von Herrn Dr. iur. Jürgen Plate VRiLG a. D. gestellt wurde. Die 
Klausur wurde mit „gut“ bewertet. 

Die Klausur zur Vorlesung Schuldrecht BT III beschä#igt 
sich mit Problemen der Leistungs- und der Nichtleistungs-
kondiktion und ihrem Verhältnis zueinander. Auch Kennt-
nisse über die Geschä#sführung ohne Au#rag sowie den 
rechtsgeschä#lichen und gesetzlichen Eigentumserwerb im 
Sachenrecht waren bei der Bearbeitung erforderlich. 

Sachverhalt

Der vermögende Bauherr B. Auher (B) hat mit dem Bau-
unternehmer U. N. Tanema (U) einen Bauvertrag über 
die Errichtung eines schlüsselfertigen Wohnhauses auf 
dem Grundstück des B zum Festpreis von 500.000 Euro 
geschlossen.  Im Bauvertrag ist vorgesehen, dass U das 
Bauvorhaben durch von ihm in seinem Namen und auf 
seine Rechnung beau"ragte Subunternehmen realisiert. 
Als der sich wegen seiner sehr engen Kalkulation ohne-
hin bereits in Zahlungsschwierigkeiten be!ndliche U 

erkennen muss, dass er wegen überraschend gestiege-
ner Rohsto$preise für Kupfer und andere Metalle ohne 
Einsatz eigener Geldmittel keinen Subunternehmer für 
die Heizungsanlage bezahlen kann, schließt er in seiner 
Verzwei%ung und die Konsequenzen zunächst einfach 
verdrängend im Namen des B aber ohne dessen Voll-
macht handelnd mit dem an die Vollmacht glaubenden 
I. N. Stallatör (I) einen Werkvertrag, aufgrund dessen 
der I für einen Festpreis von 50.000 Euro mit von I selbst 
zu bescha$endem Material die Heizungsanlage erstellt. 
Der I wendet für den Erwerb des erforderlichen Mate-
rials 40.000 Euro auf, was dessen Wert entspricht. Der 
B geht bei seinen Besuchen auf der Baustelle davon aus, 
dass der U die Heizungsanlage durch ein von diesem 
selbst beau"ragtes Unternehmen auf eigene Rechnung 
installieren lässt. Nach Fertigstellung und Abnahme des 
Hauses zahlt der B die vereinbarten 500.000 Euro an U. 

1. Jetzt verlangt der I von B Zahlung von 50.000 Euro 
und, als dieser ablehnt, zumindest Zahlung in Höhe 
des Wertes seiner erbrachten Leistungen, jedenfalls aber 
Zahlung in Höhe des Wertes des eingebauten Materi-
als. (A)


